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Anhörung zum Digitalen Identitätengesetz 
 
 
Sehr geehrter , 
 
vielen Dank für Ihr Schreiben sowie die darin enthaltenen Hinweise zum 
weiteren Verfahren. Den dargestellten Zeitplan und die Begründung für das 
gestraffte Vorgehen haben wir zur Kenntnis genommen. 
 
Wir bedanken uns für die Möglichkeit, im Rahmen der bis zum 15. April 2026 
vorgesehenen Länder- und Verbändeanhörung eine Stellungnahme 
abzugeben. Den vorliegenden Referentenentwurf haben wir, der kurzen Frist 
geschuldet, kursorisch mit nachfolgenden Ergebnis geprüft. 
 
1. § 2:  
Absatz 1 und Absatz 2 könnten zur Komprimierung und des Regelungstextes 
zusammengefasst werden, da Absatz 1 keinen eigenen Regelungsgehalt 
hat und auf Absatz 2 verweist.  
 
Absatz 2 Nr. 1 f):  
Die Regelung ist nur schwer leserlich und sollte wie folgt umformuliert 
werden:  
f) die nach pflichtgemäßem Ermessen erfolgende Bestimmung, einer 
oder mehrerer öffentlicher oder privater Stellen als zuständige Behörden für 
die Ausstellung von Personenidentifizierungsdaten nach § 9 Absatz 1 und 
gegebenenfalls § 9 Absatz 3 sowie für Maßnahmen nach § 9 Absatz 4 und 
die öffentliche Bekanntmachung dieser zuständigen Behörden auf einer 
Internetseite der bestimmenden Behörde oder ihres Verwaltungsträgers, 
soweit Personenidentifizierungsdaten nach § 9 Absatz 2 betroffen sind 
jedoch nur im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz, 
 
Absatz 2 Nr. 1 h):  
Auch diese Regelung sollte aus Gründen der besseren Lesbarkeit wie folgt 
umformuliert werden:  
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h) sonstige erforderliche Aufgaben zur Durchführung der Vorschriften über 
Europäische Brieftaschen für die Digitale Identität in und auf Grund der Verordnung (EU) 
Nr. 910/2014 und dieses Gesetzes, soweit hierfür keine anderweitige Zuständigkeit 
besteht; das Bundesministerium für Digitales und Staatsmodernisierung wird ermächtigt, 
die Zuständigkeit für solche Aufgaben auf andere Behörden des Bundes durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrats bedarf, zu übertragen 
 
Absatz 3 Satz 4:  
Die Fachaufsicht bezieht sich auf die Recht- und Zweckmäßigkeit des 
Verwaltungshandels und beinhaltet somit bereits die Rechtsaufsicht. Daher sollte 
lediglich formuliert werden: Die Fachaufsicht über einen Beliehenen …  
 
Absatz 6:  
Die Fachaufsicht bezieht sich auf die Recht- und Zweckmäßigkeit des Verwaltungshan-
delns und beinhaltet somit bereits die Rechtsaufsicht. Daher sollte lediglich formuliert 
werden: Die Fachaufsicht über…   
 
2. § 6:  
Absatz 2:  
Diese Regelung sollte aus Gründen der besseren Lesbarkeit umformuliert werden:  
 
(2) Der Antrag auf Anerkennung ist abzulehnen, wenn für die Bereitstellung 
bedeutsamen Anforderungen, die sich aus der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 und auf 
deren Grundlage ergangenen Durchführungsrechtsakten sowie aus diesem Gesetz und 
auf Grundlage dieses Gesetzes ergangenen Verordnungen ergeben, nicht oder 
voraussichtlich nicht genügt wird 
 
Absatz 2 und 3 sollten getauscht werden, da der Antrag einer Ablehnung vorausgeht.  
 
3. § 8: 
 
Absatz 1:  
Diese Regelung sollte aus Gründen der besseren Lesbarkeit umformuliert werden: 
(1) Mit der Ausstellung einer Europäischen Brieftasche für die Digitale Identität ist 
diese gültig, es sei denn, im Zeitpunkt der Ausstellung liegen ausnahmsweise Umstände 
vor, die die Gültigkeit aufheben. 
 
Absatz 3:  
Satz 2 erscheint unvollständig und auch grammatikalisch nicht korrekt (… den Widerruf 
von deren Gültigkeit …).    
 
Satz 3 sollte aus Gründen der besseren Lesbarkeit umformuliert werden:  
 
Sie stellt die Bereitstellung und Nutzung von Europäischen Brieftaschen für die Digitale 
Identität gemäß Artikel 5e Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 und Artikel 6 und 
7 der Durchführungsverordnung (EU) 2025/847 wieder her.  
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Absatz 4 sollte sprachlich wie folgt gefasst werden:  
 
Befugnisse nach dieser Vorschrift können nach Maßgabe von § 2 Absatz 3 auf Beliehene 
übertragen werden.  
 
4. § 9:  
Absatz 4:  
Satz 2 sollte aus Gründen der besseren Lesbarkeit wie folgt gefasst werden:  
 
Der Sperrnotruf nach dem Personalausweisrecht steht auch für die Entgegennahme, 
einschließlich einer erforderlichen Weiterleitung, eines ausdrücklichen Ersuchens des 
Brieftaschennutzers zum Widerruf von Personenidentifizierungsdaten nach Artikel 5 
Absatz 4 Buchstabe a) der Durchführungsverordnung (EU) 2024/2977 zur Verfügung.  
 
5. § 10  
Absatz 1 ist zu lang und damit zu unübersichtlich. Er sollte in zwei Absätze gefasst 
werden.  
 
Absatz 4 sollte aus Gründen der besseren Lesbarkeit wie folgt formuliert werden:  
(4) Die nach § 2 zuständige Behörde wirkt im erforderlichen Maße auf die Bereit-
stellung eines gemeinsamen Mechanismus nach Artikel 5b Absatz 7 der Verordnung 
(EU) Nr. 910/2014 hin.  
 
6. § 12 
Satz 3 ist zu lang und damit zu übersichtlich. 
 
7. § 16 
Absatz 2 ist missverständlich formuliert. Aus der Begründung zu dieser Regelung ergibt 
sich, dass die elektronische Attributsbescheinigung einer in Schriftform ausgestellten 
Bescheinigung grundsätzlich gleichgestellt werden soll, es sei denn, es bestehen 
besondere gesetzliche Anforderungen. Dieses Ziel spiegelt sich jedoch nicht im Normtext 
wider. Es wird daher folgende Formulierung vorgeschlagen: 
  
Elektronische Attributsbescheinigungen im Sinne von Artikel 3 Nummer 44 der 
Verordnung (EU) Nr. 910/2014 stehen im Rahmen der Anwendung von Bundesrecht in 
Schriftform ausgestellten Bescheinigungen gleich, es sei denn, die elektronische Form 
ist gesetzlich ausgeschlossen oder verbunden mit weiteren Voraussetzungen, 
insbesondere dem Erfordernis einer qualifizierten elektronischen Signatur, die nicht 
erfüllt werden. Das gilt auch für den elektronischen Zugang zu Verwaltungsleistungen 
nach dem Onlinezugangsgesetz. 
 
8. §§ 17 und 18: 
Aus Gründen der besseren Übersichtlichkeit und Lesbarkeit sollten die Sätze in Absätze 
gefasst werden.  
 
9. § 21:  
 
Absatz 1:  
Die Vorschrift enthält eine Zielformulierung, hat jedoch keinen Regelungsgehalt.  
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Absatz 2:  
 
Absatz 2 sollte aus Gründen der besseren Übersichtlichkeit und Lesbarkeit in mehrere 
weitere Absätze gefasst werden.  
 
Darüber hinaus wird aus unserer Sicht der indirekte Erfüllungsaufwand der Länder und 
der Kommunen im Entwurf nicht angemessen berücksichtigt. 
 
Für die praktische Implementierung der EUDI-Wallet sind viele allgemeine und 
insbesondere erhebliche datenschutzrechtliche Anforderungen zu beachten, die für 
Länder und Kommunen erhebliche indirekte Kosten bedeuten. Die Anforderungen aus 
dem Referentenentwurf betreffen etwa technische Anpassungen zur 
datenschutzkonformen Integration Wallet-basierter Identifikation bei Portalen und die 
Umstellung der Fachverfahren auf die Verarbeitung von nur minimal erforderlichen 
Attributen.  
 
Betroffen sind auch organisatorische Maßnahmen wie die Datenschutzfolgeabschätzung 
(DSFA) für neue oder geänderte Verfahren und Schulungen für Mitarbeitende zu Wallet 
Prozessen und Datenschutzanforderungen. Ebenso mit Blick auf die IT-Sicherheit sind 
erhöhte Anforderungen umzusetzen, denn Wallet Schnittstellen müssen besonders 
geschützt werden, da Identitätsdaten ein attraktives Angriffsziel sind. 
 
Der Referentenentwurf adressiert diese faktisch notwendigen Kosten zur 
Nutzbarmachung der EUDI-Wallet in den Landes- und Kommunalverwaltungen nicht. 
Eine konkrete Schätzung der Kosten für die Bundesländer ist in der Begründung für den 
Gesetzentwurf nicht ersichtlich, aber aus unserer Sicht zwingend. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 

 
 

 
 




